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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 23. —— 


(Nr. 2730.) Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde für die Koͤln-Minden⸗Thuͤringer Verbin: 
dungseiſenbahn-Geſellſchaft. Vom 4. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


g Nachdem fuͤr den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von der Kurfürft- 
lich Heſſiſchen Graͤnze, im Anſchluß an die Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn bis 
zur Koͤln⸗Mindener Eiſenbahn, in der Richtung uͤber Paderborn nach Lippſtadt, 
unter der Benennung: 
„Koͤln-Minden-Thuͤringer Verbindungseiſenbahn-Geſellſchaft“ 

eine Aktiengeſellſchaft mit einem vorlaͤufig auf 5,690,000 Rthlr. angenommenen 
Grundkapitale gebildet und von derſelben auch fuͤr den Weiterbau der Bahn 
von Lippſtadt uͤber Soeſt nach Hamm die Konzeſſion nachgeſucht worden iſt, 
wollen Wir mit Ruͤckſicht auf den, am 20. Dezember 1841. mit der Kurfuͤrſt⸗ 
lich Heſſiſchen, der Großherzoglich Sachſen-Weimar-Eiſenachſchen und der Her⸗ 
zoglich Sachſen-Koburg⸗ und Gothaiſchen Regierung abgeſchloſſenen Vertrag, 
die Herſtellung einer Eiſenbahn von Halle nach Kaſſel u. ſ. w. betreffend (Ge⸗ 
ſetzſammlung für 1844. S. 438. ff.), zunaͤchſt zur Ausführung der Eiſenbahn 
von der Kurfuͤrſtlich Heſſiſchen Graͤnze in der Richtung uͤber Paderborn nach 
Lippſtadt, unter Vorbehalt der von der Geſellſchaft beantragten Konzeſſion fuͤr 
die Fortſetzung der Bahn von Lippſtadt uͤber Soeſt nach Hamm zum Anſchluß 
an die Koͤln⸗Mindener Eiſenbahn, hiermit Unſere landesherrliche Genehmigung 
unter A Bedingungen ertheilen: 

1) daß dem Staate die Genehmigung des Bahngeld- und des Frachttarifs 
ſowohl für den Waaren⸗- als für den Perſonentransport, ſo wie jede 
Abänderung dieſer Tarife, desgleichen auch die Genehmigung und nö- 
thigenfalls die Abänderung des Fahrplanes vorbehalten bleibt; 

2) daß die allgemein feſtgeſtellten Bedingungen in Betreff der Benutzung 
der Eiſenbahnen fuͤr militairiſche Zwecke (Geſetzſammlung fuͤr 1843. 
Seite 373.) in Anwendung kommen; ü 

3) daß die Geſellſchaft verpflichtet ſein ſoll, den Anordnungen, welche we⸗ 
gen polizeilicher Beaufſichtigung der bei dem Eisenbahnbau beſchaͤftigten 
Arbeiter getroffen werden, puͤnktlich nachzukommen, auch die durch dieſe 
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Anordnungen und durch Beſtellung des polizeilichen Aufſichtsperſonals 
entſtehenden beſonderen Koſten zu tragen. 
Auch wollen Wir von dem obengedachten Grundkapitale von 5,690,000 

Rthlr. den Betrag von 190,000 Rthlr. als einen zinsloſen Beitrag zu den 
Baukoſten der vorerwaͤhnten Eiſenbahn aus dem, von des Hochſeligen Koͤnigs 
Majeſtät zur Herſtellung einer Eiſenbahn nach den weſtlichen Provinzen uͤber 
Kaſſel ausgeſetzten Legate hierdurch bewilligen, und zwar in der Art, daß ſolcher 
nach erfolgter Einzahlung von 40 Prozent des durch Aktien aufzubringenden 
Kapitals von 5,500,000 Rthlrn. der Geſellſchaft uͤberwieſen werden ſoll. 

Imgleichen wollen Wir ferner das Statut der Eingangs erwahnten 
Koͤln⸗Minden⸗Thuͤringer Verbindungs⸗Eiſenbahngeſellſchaft, wie ſolches nach 
Maaßgabe des Uns vorgelegten, in der Generalverſammlung vom 29. Mai 
1845. gerichtlich aufgenommenen Protokolls in der von dem proviſoriſchen Di⸗ 
rektorium der Geſellſchaft unter dem 22. Februar 1846. vollzogenen Urkunde 
feftgeftellt worden iſt, vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausdehnung deſſelben auf die 
Bahnſtrecke von Lippſtadt uͤber Soeſt nach Hamm mit folgenden Maaßgaben: 
zu H. 17.: 

daß die Aktien der ſich zur Theilnahme an der Generalverſammlung mel- 

denden Aktionaire entweder bis zum Tage der Generalverſammlung bei 


dem Direktorium zu deponiren, oder beim Eintritt in die Verſammlung 
nochmals vorzuzeigen ſind; 
zu F. 22 b.: 

daß die Auflöfung der Geſellſchaft, Falls darüber in der zunaͤchſt berufenen 

Generalverſammlung aus dem Grunde, weil darin nicht z ſaͤmmtlicher 

ausgegebenen Aktien repraͤſentirt ſind, ein guͤltiger Beſchluß nicht hat 
efaßt werden koͤnnen, demnaͤchſt in einer zweiten deshalb zu berufenden 
eneralverſammlung durch eine Majoritaͤt von °; der darin vertretenen 

Stimmen guͤltig beſchloſſen werden kann; 


zu H. 38.: 
daß uͤber die Wahl des Vorſitzenden des Direktoriums und ſeines Stell⸗ 
vertreters durch relative Stimmenmehrheit zu entſcheiden iſt; 

zu F. 40.: 
daß das Direktorium ſeine Legitimation vor Gerichten und anderen Be⸗ 
hoͤrden durch ein gerichtliches oder notarielles Atteſt zu fuͤhren hat, wel⸗ 
ches auf Grund der Wahlverhandlungen auszuſtellen iſt; 

zu FH. 52.: 
daß bei dem Eingehen des einen oder des andern der für die Publika⸗ 
tionen bezeichneten öffentlichen Blätter von dem Direktorium unter Geneh— 
hung Unſeres Finanzminiſters zu beſtimmen iſt, in welchem anderen 
Blatte ſtatt des eingegangenen die Bekanntmachungen erfolgen ſollen, 

hierdurch in allen Punkten genehmigen und die vorerwaͤhnte Geſellſchaft als 

eine 
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eine Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. Novem⸗ 

ber 1843. (Gef. Samml. für 1843. S. 341. ff.) hiermit beſtaͤtigen. 
Zugleich beſtimmen Wir, daß, ſo weit nicht in der gegenwaͤrtigen Urkunde 

oder in dem Statute andere Beſtimmungen getroffen worden, die in dem Ge⸗ 


ſetze uͤber die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. (Geſetzſamm⸗ 


lung fin 1838. Seite 305. ff.) ergangenen allgemeinen Vorſchriften, nament⸗ 


lich diejenigen uͤber Expropriation, nebſt den beſonderen Beſtimmungen und 


Maaßgaben, welche in dem oben bezeichneten Staatsvertrage vom 20. Dezem⸗ 
ber 1841. enthalten ſind, auf das Unternehmen der Koͤln-Minden-Thuͤringer 


Verbindungseiſenbahn Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Konzeſſions⸗ und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt nebſt dem 
Statute durch die Geſetzſammlun bekannt zu machen. 
Gegeben am Bord der Eliſabeth bei Swinemuͤnde, den 4. Juli 1846, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Uhden. Flottwell. 


Statut 


der 


Köln Minden» Thüringer Verbindungs⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 


Hase dem Namen der: 


„Koͤln⸗Minden⸗Thuͤringer Verbind ungs⸗Eiſenbahngeſellſchaft“ 
iſt eine Aktiengeſellſchaft zu dem Zwecke zuſammengetreten, eine Eiſenbahn von 
der Kurheſſiſchen Graͤnze, im Anſchluſſe an die Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn, 
bis zur Koͤln-Mindener Eiſenbahn, in der Richtung uͤber Paderborn nach 
Lippſtadt, zu erbauen und zum Transport von Perſonen, Waaren und andern 


Gegenſtaͤnden fuͤr gemeinſchaftliche Rechnung zu benutzen. 


Erſter Abſchnitt. 


Fonds der Geſellſchaft, allgemeine Rechte und Pflichten ihrer 
Mitglieder. 


$. 1. 

Zur Erreichung des Zweckes der Geſellſchaft iſt nach den gemachten 
Anſchlaͤgen ein Kapital von 5,690,000 Rthlr. Preuß. Kurant erforderlich, 
welches (unter Zuhuͤlfenahme der von des En Majeſtaͤt aus dem Legate 
des Hochſeligen Koͤnigs Friedrich Wilhelm III. Majeftät zur Herſtellung einer 
Eiſenbahn nach den weſtlichen Provinzen über Kaſſel zur Verfuͤgung geſtellten 
Summe von 190,000 Rthlr.) von den Geſellſchaftsmitgliedern auf die gezeich⸗ 
neten 55,000 Aktien, jede zu 100 Rthlr. Preuß. Kurant, zuſammengebracht 
werden ſoll. ö 
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H. 2. 

Die Ausfertigung der Aktien bleibt bis zur Einzahlung des ganzen Nenn⸗ 
werths ausgeſetzt. Bis zur Einzahlung von 40 Prozent wird uͤber die Zah— 
lungen jedes Aktionairs oder fuͤr je 50 Aktien auf einem Bogen quittirt. Nach 
erfolgter Einzahlung von 40 en wird fuͤr jede Aktie ein mit dem Namen 
des Lechner verſehener Quittungsbogen ausgegeben und darauf uͤber den Empfang 
der Theileinzahlungen quittirt. 

$. 3. 

Die Einzahlungen geſchehen in Raten von 10 Rthlrn. auf jede Aktie 
in den vom Direktorio zu beſtimmenden und mindeſtens vier Wochen vor der 
jedesmaligen Verfallzeit bekannt zu machenden Friſten. 


H. 4. 


Wenn auf eine der Aktien eine der ausgeſchriebenen Theileinzahlungen zur 
Verfallzeit nicht eingegangen iſt, ſo wird der Eigenthuͤmer derſelben, unbeſcha⸗ 
det der Rechte der Geſellſchaft gegen den erſten Zeichner ($$. 2. und 3. des 
Geſetzes vom 3. November 1838.), vom Direktorio oͤffentlich aufgefordert, die 
ausgebliebene Zahlung und außerdem eine Konventionalſtrafe von zwei Thalern 
Preuß. Kurant, ſpaͤteſtens ſechs Wochen nach dem Verfalltage, an die Gefell- 
ſchaftskaſſe zu entrichten. Wer dieſer Aufforderung nicht vollſtaͤndig und puͤnkt⸗ 
lich Genuͤge leiſtet, verliert dadurch fein Anrecht auf die betreffende Aktie und 
buͤßt die auf dieſelbe geleiſteten fruͤhern Zahlungen ein. Der darüber ausgege⸗ 
bene Quittungsbogen wird demgemaͤß vom Direktorio durch eine öffentliche 
Bekanntmachung fuͤr null und nichtig erklaͤrt. Zugleich wird anſtatt dieſer 
erloſchenen Aktie eine andere, unter einer neuen Nummer, vom Direktorio kreirt, 
für dieſelbe ein mit ihrer Nummer verſehener Quittungsbogen ausgefertigt und 
beſtmoͤglichſt zu Gunſten der Aktionaire verkauft. 


$. 3. 

Will das Direktorium ſich wegen einer ausgebliebenen Theilzahlung an 
den erſten Zeichner halten, ſo iſt dieſem die fuͤr nichtig erklaͤrte Aktie, nach er⸗ 
folgter Einzahlung der letzten Rate und gegen Nachzahlung von zwei Thalern 
auf die Aktie, zu uͤberweiſen. 


H. 6. 

Wer vor erfolgter Ausfertigung der Aktien ſein Anrecht auf eine Aktie 
an einen Andern uͤbertragen will, muß dieſe Zeſſion auf dem ihm ertheilten 
Quittungsbogen ſchriftlich vermerken. 

Iſt das Anrecht auf eine Aktie auf andere Art, z. B. durch Vererbung 
oder Zeſſion des Erben auf einen Dritten übergegangen, fo muͤſſen dem betref- 
fenden Quittungsbogen die nöthigen Legitimationsdokumente annektirt werden. 
Die Geſellſchaft iſt berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Echtheit der ihr pro- 
duzirten Zeſſionen zu pruͤfen. 8 7 


Saͤmmtliche Einſchuͤſſe der Aktionaire werden bis zur erfolgten Wer 
ung 
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lung des Nominalbetrags der ganzen Aktie resp. bis zum Ende desjenigen 
Jahrs, in welchem die Bahn ihrer ganzen Ausdehnung nach in Betrieb geſetzt 
werden wird, mit jaͤhrlich 4 Prozent verzinſet. Die Zinſen der erſten neun Ra⸗ 
ten werden je bei der folgenden Telgate in Anrechnung gebracht, ſo daß 
durch Ertheilung der Quittung uͤber eine folgende Theilzahlung zugleich die 
zwiſchen der Geſellſchaft und dem Aktionair erfolgte Abrechnung uͤber alle bis 
dahin aufgelaufene Zinſen ausgeſprochen wird. 


88 5 . . 
Die Uebertragung des Anrechts auf eine gewiſſe Aktie verleihet zugleich 
ohne Weiteres das Recht auf die Verzinſung derſelben. 


H. 9. 

Die Aktien ſelbſt werden ſtempelfrei fuͤr die Inhaber ausgefertigt und 
nach Entrichtung des ganzen Nominalbetrags und der letzten Theilzahlung, an 
die nach H. 5. für legitimirt zu erachtenden rechtsmaͤßigen Beſitzer der betref- 
fenden Quittungsbogen, gegen Ruͤckgabe derſelben, ausgeliefert. 


$. 10. 

Jeder Aktionair hat als ſolcher, nach Verhaͤltniß des von ihm geleiſte⸗ 
ten Einſchuſſes, gleichen Antheil am geſammten Eigenthum, Gewinn und Ver⸗ 
luſt der Geſellſchaft, ohne jemals zur Entrichtung eines Zuſchuſſes uͤber den 
Nominalbetrag feiner Aktie hinaus verbunden zu fein. 


K. 11. ’ 

Sobald die Eiſenbahn, in ihrer ganzen Ausdehnung, ein volles Kalen- 
derjahr hindurch in Betrieb geſetzt ift, hört die regelmäßige Verzinſung mit 
vier Prozent auf und es wird von dem jaͤhrlichen Reinertrage der Bahn eine 
vom Geſellſchaftsausſchuſſe zu beſtimmende Summe vorweg abgezogen und zum 
Reſervefonds geſammelt. 

Der Reſervefonds iſt ſowohl fuͤr unvorhergeſehene groͤßere Ausgaben, 
als auch zur Beſchaffung der Mittel zur Erneuerung der Schienen, Schwellen 
und groͤßeren Bauwerke beſtimmt; — die jaͤhrlich zu demſelben zuruͤckzulegende 
Summe darf nicht unter einem halben und nicht uͤber zwei Prozent des An— 
lagekapitals der Bahn betragen, und er darf nicht uͤber zehn Prozent des ge— 
ſammten Anlagekapitals hinaus angeſammelt werden. 

Die regelmäßige Unterhaltung der Bauwerke, der Bahn und der Be— 
triebsmittel, muß aus den laufenden Betriebseinkuͤnften beſtritten und es darf 
nicht zur Vertheilung derſelben unter die Aktionaire geſchritten werden, bevor 
nicht durch eine vorzunehmende Reviſion feſtgeſtellt iſt, daß alle dieſe Gegen— 
ſtaͤnde waͤhrend des verfloſſenen Jahres in gehoͤrigem Stande erhalten ſind, 
reſp. bevor nicht die 1 Nachholung des Berſaumten erforderliche Summe 
abgeſondert und ein Bauetat für das laufende Jahr feſtgeſetzt iſt. Der fich 
dann ergebende Reſt des Reinertrags des verfloſſenen Betriebjahrs wird mit 
Vermeidung unbequemer Bruchtheile als Dividende unter die Aktionaire ver⸗ 
theilt. Der Betrag der jedesmaligen Dividende und die Zeit ihrer Zahlung 
wird vom Direktorio oͤffentlich bekannt gemacht. 
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Mit jeder Aktie wird eine angemeſſene Anzahl auf den Inhaber lauten⸗ 
der Dividenſcheine ausgegeben, auf welche der Betrag der Dividende alljaͤhrlich 
bei der Geſellchaftekaſſe erhoben werden kann. 

5 Sind dieſe Dividendenſcheine eingelöft, fo wird das Direktorium den Ak⸗ 
tionatren neue zuſtellen und dies auf den Aktien vermerken. 


8. 18. 
Wenn Dividenden innerhalb 4 Jahren, von der Verfallzeit angerechnet, 
nicht erhoben worden find, fo fallen fie einem zur Unterftügung der etriebs⸗ 
Beamten zu bildenden Unterſtuͤtzungsfonds anheim. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verfaſſung der Geſellſchaft und Verwaltung der gemeinſamen 
Angelegenheiten derſelben. 
$. 14. 


Die Geſellſchaft behaͤlt ſich vor, uͤber beſonders wichtige Angelegen⸗ 
heiten in Generalverſammlungen ihrer Mitglieder zu beſchließen. 
Außerdem wird ſie durch ein von ihr gewaͤhltes Direktorium und bezie⸗ 
hungsweiſe durch den Verwalungsrath vertreten. 6 f 
Die Stadt Paderborn iſt das Domizil der Geſellſchaft und der Sitz 
ihrer Verwaltung. Ihren Gerichtsſtand hat fie beim Königlichen Land⸗ und 
Stadtgerichte daſelbſt. a 
A. Generalverſammlungen. 
In jedem Jahre, der Regel nach im Mai, wird eine Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionaire gehalten. i f 
Außerordentliche Generalverſammlungen werden einberufen, ſo oft es der 
Verwaltungsrath fuͤr noͤthig befindet. 


$. 15. 

An den Generalverfammlungen konnen nur ſolche Aktionaire Theil neh⸗ 
men, die fuͤnf oder mehr Aktien beſitzen. Der Beſitz von je fuͤnf Aktien giebt 
eine Stimme. ö 

Niemand kann mehr, als dreißig Stimmen fuͤr ſeine Perſon abgeben. 
Jeder ſtimmfaͤhige Aktionair kann ſich durch einen andern, von ihm mit ſchrift⸗ 
licher Vollmacht verſehenen ſtimmfaͤhigen Aktionair vertreten laſſen. 

Es darf jedoch in der Folge Niemand, in der Eigenſchaft als Bevoll⸗ 
maͤchtigter, mehr, als dreißig Stimmen abgeben. — Handlungshaͤuſer koͤnnen 
durch en Prokuratraͤger vertreten werden, auch wenn letztere nicht ſelbſt Aftio- 
naire ſind. 

Moraliſche Perſonen, Ehefrauen, Minderfaͤhrige und ſonſt bevormundete 
Perſonen werden durch ihre geſetzlichen Vertreter repraͤſentirt, auch wenn dieſe 
nicht Aktionaire find, oder durch Bevollmaͤchtigte dieſer Vertreter aus der Zahl 
der Aktionaire. * 

ie 


3 


Die Prüfung der Legitimation der ſich zur Theilnahme an einer Gene: 
ralverſammlung meldenden Vertreter und Bevollma 12 iſt lediglich Sache 
der den Vorfüg in der Generalverſammlung führenden Perſon (F. 18.) 

Die verfaſſungsmaͤßigen Beſchluͤſſe der Generaloerſammlungen haben, 
9 7 — 2 auf die Anzahl der Anweſenden, für alle Aktionaire verbind⸗ 
iche Kraft. 


$. 16. 


Die ſtimmfaͤhigen Aktionaire werden zur Generaloerſammlung durch eine 
vom Vorſitzenden des Verwaltungsraths mindeſtens drei Wochen vor dem 
Termine zu erlaſſende oͤffentliche Bekanntmachung eingeladen, die eine kurze 
Angabe der vom Direktorio oder dem Verwaltungsrathe zum Vortrage in der 
Verſammlung beſtimmten wichtigen Gegenttände enthalten muß. 


I 


Jeder Aktionair, der an einer Generalverſammlung Theil nehmen will, 
hat ſich an den dazu jedesmal zu beſtimmenden Tagen bei dem von dem Di⸗ 
rektorio zu beſtimmenden Beamten oder Bevollmaͤchtigten der Geſellſchaft als 
Inhaber von fuͤnf und mehr Aktien zu legitimiren und erhaͤlt hierauf eine Ein⸗ 
trittskarte, auf welcher die Anzahl der ihm gebuͤhrenden Stimmen bemerkt if. 

Die Direktion hat ein Protokoll uͤber die Anmeldungen aufzunehmen, in 
welchem die Nummern der Aktien verzeichnet find, uͤber deren Beſitz die Aktio⸗ 
naire ſich ausgewieſen haben. 


$. 18. 


Die Generalverſammlungen werden von dem Vorſitzenden des Verwal⸗ 
tungsraths oder deſſen Stellvertreter geleitet. Ueber 8 Verhandlungen und 
Berchlüffe wird von einer Gerichtsperſon oder zwei Notarien ein Protokoll 
aufgenommen und, außer von dieſen, von dem Vorſitzenden des Verwaltungs— 
raths und von drei Aktionairen, welche Letztere weder zum Verwaltungsrathe, 
noch zum Direktorium, noch zu den Geſellſchaftsbeamten gehören dürfen, durch 
Unterſchrift vollzogen. Die Auswahl der gedachten drei Aktionaire bleibt dem 
die Verhandlung aufnehmenden Gerichtsdeputirten oder Notar uͤberlaſſen. 


$. 19. 


Die Geſchaͤfte der Generalverſammlung ſind folgende: 

1) die Wahl der Mitglieder des Direktorii, des Verwaltungsraths und 
ihrer Stellvertreter. 

Dieſelben werden durch relative Stimmenmehrheit der anweſenden Aktio— 
naire gewählt. Im Falle einer Stimmen leichheit entſcheidet das Loos. Lehnt 
ein Aktionair oder Stellvertreter die auf ihn gefallene Wahl ab, ſo ruͤckt der- 
jenige ein, der nach dem gewaͤhlten die meiſten Stimmen hat. 

Wenn in einer Generalverſammlung ſowohl Mitglieder des Direktoriß, 
als des Verwaltungsraths zu waͤhlen ſind, ſo wird zunaͤchſt das Wahlgeſchaͤft 
der Direktionsmitglieder vorgenommen und beendet, bevor zur Wahl der Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsraths und deren Stellvertreter geſchritten wird. 

(Ne. 27800) Weder 
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Weder zu Mitgliedern des Direktorü noch des Verwaltungsraths reſp. 
Stellvertretern ſind waͤhlbar: 

a) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen. 

Kein Mitglied der Geſellſchaftsvorſtaͤnde darf mit ihr Kauf⸗ und 

Lieferungsvertraͤge ſchließen. 

b) Perſonen, die in Konkurs verſunken find oder mit ihren Glaͤubigern 
akkordirt haben, ſo lange ſie nicht die erfolgte vollſtaͤndige Befriedigung 
derſelben nachweiſen. 

c) Geſellſchaftsbeamte. 

Wenn eins der vorſtehend erwaͤhnten Hinderniſſe erſt nach erfolgter 
Wahl eintritt, ſo iſt das betreffende Mitglied verbunden, auszuſcheiden. Im 
Weigerungsfalle kann es durch einen ohne ſeine Zuziehung gefaßten Beſchluß 
des Verwaltungsraths bis zur naͤchſten Generalverſammlung ſuspendirt und 
von letzterer removirt werden. 

Auch ohne daß dergleichen Hinderniſſe eintreten, kann ein gleiches Sus— 
penſions- und Remotionsverfahren eingeleitet werden, wenn der Verwaltungs- 
rath und das Direktorium, welche in einem ſolchen Falle zu einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Konferenz zuſammentreten, mit wenigſtens 11 Stimmen Mehrheit die 
Anſicht ausſprechen, daß die Fortverwaltung des Amts durch ein Direktions⸗ 
Wäg e mit dem Wohle der Geſellſchaft nicht ver— 
traͤglich ſei. 

Um ſtimmfaͤhiges Mitglied des Direktorü oder Verwaltungsraths zu 
werden, muß man ſich beim Antritte ſeines Amts als Beſitzer von mindeſtens 
fünf Aktien durch Depoſition derſelben, reſp. der ein Anrecht darauf dokumen⸗ 
tirenden Quittungsbogen, ausweiſen, welche nach erfolgtem Austritte aus dem 
Amte . werden. g 

Ferner bleibt den Generalverſammlungen die Beſchlußnahme vorbehalten: 

2) über die Anlage von Zweig, Verbindungs- und anderen Bahnen, 

3) uͤber die Vermehrung des Geſellſchaftsfonds durch Emiſſion neuer Aktien, 

4) über die Aufnahme von Darlehnen für Rechnung der Geſellſchaft, 

5) uͤber die Ergaͤnzung und Abaͤnderung des Statuts, 

6) uͤber die Aufloͤſung der Geſellſchaft, N 

7) uͤber alle anderen Angelegenheiten der Geſellſchaft, die ihr vom Diref- 
torio, vom Verwaltungsrathe, oder die ihr in der jährlichen regelmaͤßi⸗ 
gen Generalverſammlung von einzelnen Aktionairen zur Entſcheidung 
vorgelegt werden. s 

Es muß in den jauͤhrlichen großen Generalverſammlungen 

8) der Geſchaͤftsbericht über die Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres vorge— 
leſen werden. Dieſer muß gedruckt und mindeſtens 14 Tage vor der 
Generalverſammlung an diejenigen Aktionaire, welche denſelben einzu— 
ſehen verlangen, ausgegeben werden; 

9) die Rechnung über das vorhergehende Verwaltungsjahr vorgelegt und 
ein ndl Abſchluß derſelben unter die Aktionaire vertheilt werden. 

ndli 


10) fee den Generalverſammlungen nach Maaßgabe des H. 31. die vor⸗ 
Aufige Entſcheidung über ſolche Rechnungserinnerungen des Verwal- 
tungs⸗ 
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kung aths, über welche derſelbe ſich mit dem Direktorio nicht einigen 
ann. 
Die ſeit der letzten regelmaͤßigen Generalverſammlung gepflogenen 
Verhandlungen des Verwaltungsraths muͤſſen in jeder Generalverſammlung 
zur Einſicht der Aktionaire bereit liegen. 

Zur Gültigkeit der unter 2. bis 6. gedachten Beſchluͤſſe der General— 
Verſammlungen iſt die Genehmigung des Staats erforderlich. 


H. 20. 


Einzelne Aktionaire duͤrfen nur in der jährlichen regelmäßigen General⸗ 
Verſammlung Anträge auf Beſchlußnahme machen. Wenn ſie ſolchergeſtalt 
einen Gegenſtand in der Generalverſammlung zum Vortrage bringen wollen, 
ſo muͤſſen ſie ihr Vorhaben, unter Angabe von Motiven, mindeſtens acht Tage 
vor der Verſammlung, dem Vorſitzenden des Verwaltungsraths ſchriftlich 
anzeigen. 

Jede Generalverſammlung iſt befugt, die Ausſchreibung einer neuen Ge: 
neralverſammlung zu jedem beliebigen Zwecke zu beſchließen. 


§. 21. 


Das Direktorium wird von allen Gegenſtaͤnden, die in einer General— 
verſammlung zum Vortrag kommen, mindeſtens fuͤnf Tage vorher durch den 
Vorſitzenden des Verwaltungsraths in Kenntniß geſetzt. 

§. 22. 
In den Fällen des $. 19. entſcheidet in der Regel die abſolute Stim⸗ 
menmehrheit der Anweſenden und im Falle einer Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorſitzenden. 
Davon findet jedoch: i 
a) bei der Wahl der Mitglieder des Direktorii, Verwaltungsraths und 
deren Stellvertreter die im $. 19. Nr. 1. beſtimmte Ausnahme, und 
b) im Falle des F. 19. Nr. 6. die Abweichung Statt, daß die Aufloͤſung 
der Geſellſchaft nur durch zwei Drittheile der anweſenden Stimmen be 
ſchloſſen werden kann, welche zugleich zwei Drittheile ſaͤmmtlicher aus⸗ 
gegebenen Aktien reprafentiren muͤſſen. 
Uebrigens bleibt es dem Vorſitzenden uͤberlaſſen, das bei Abſtimmun⸗ 
gen zu beobachtende Verfahren feſtzuſetzen. 


B. Verwaltungsrath. 
§. 23. 

Der Verwaltungsrat beſteht aus 12 Aktionairen, von denen ſechs in 

Paderborn wohnen muͤſſen. 
§. 24. 

Zur Vertretung der Mitglieder des Verwaltungsraths in Behinderungsfaͤllen 
oder auf den Fall ihres Abgangs werden ſechs Stellvertreter, welche ſaͤmmtlich 
in Paderborn ihren Wohnſitz haben müffen, gewaͤhlt. 

Jahrgang 1846. (Ir. 2730.) 46 Von 
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Von denſelben haben für die Zeit von einer regelmäßigen Generalver- 
ſammlung zur andern die in einem fruͤhern Jahre gewählten vor den ſpaͤter 
use ra den Vorrang, und unter den gleichzeitig gewählten giebt eine größere 

nzahl Stimmen das Recht auf vorzugsweiſe Zuziehung zu den Sitzungen und 
Abſtimmungen. 


§. 25, 


Die von der erſten und die von der vor Eröffnung des Betriebs abzu⸗ 
haltenden Generalverſammlung zu beſtimmenden Mitglieder des Verwaltungs- 
raths und deren Stellvertreter werden auf die Dauer der Bauzeit und minde⸗ 
ſtens auf drei Jahre, — nach Eroͤffnung des Betriebs aber werden ſie ſtets 
auf drei Jahre gewählt. 

Nach Ablauf der Bauzeit ſcheidet jaͤhrlich ein Drittheil der Mitglieder 
und ein Drittheil der Stellvertreter aus, und es werden ſtatt ihrer andere von 
der Generalverſammlung gewaͤhlt, doch ſind die Ausſcheidenden wieder waͤhl— 
bar. Ueber die Reihenfolge des Ausſcheidens waͤhrend der erſten drei Jahre nach 
Eroͤffnung des Betriebs entſcheidet das Loos unter denjenigen Mitgliedern und 
Stellvertretern, welche vor laͤnger als drei Jahren gewaͤhlt ſind. 


$. 26. N 

Der Verwaltungsrath wählt alljährlich einen Vorſitzenden und für den⸗ 
ſelben einen Stellvertreter. i — 

Der Vorſitzende iſt befugt, allen Sitzungen des Direktorii beizuwohnen 
und an deſſen Berathungen, jedoch ohne Ausuͤbung eines Stimmrechts, Theil 
u nehmen. 
a ER Vorſitzenden des Verwaltungsraths kann eine Remuneration von 
demſelben bewilligt werden. Die uͤbrigen Mitglieder duͤrfen eine ſolche nicht 
beziehen, ſondern haben nur Anſpruch auf Erſatz von Auslagen und Reiſe⸗ 
Entſchaͤdigungen. 17 


Der Verwaltungsrath erhält durch feine Wahl die Vollmacht, die Ge- 
ſellſchaft nach Maaßgabe des Statuts vollſtaͤndig zu vertreten und mit Aus— 
nahme der den Generalverſammlungen der Aktionaire ($. 19.) und dem Direk— 
torio ausdruͤcklich im Statut vorbehaltenen, Beſchluͤſſe und Geſchaͤfte, in allen 
Angelegenheiten verbindende Beſchluͤſſe für die Geſellſchaft zu faſſen. 

§. 28. 

Insbeſondere hat der Verwaltungsrath. 

1) die erforderlichen vom Direktorio zu entwerfenden Verwaltungsetats 

feſtzuſetzen und 

2) die Wahl des Rendanten, eines etwaigen Syndikus und erſten Betriebs— 

. nach vorgaͤngiger Prüfung der Qualifikation derſelben, zu be- 

aͤtigen. g 

erner iſt ſeine Genehmigung erforderlich f 

3) zur Feſtſtellung des Bauplans und zu weſentlichen Abweichungen von 
der genehmigten Bahnlinie und dem Bauplane ſelbſt, 

4) zur 
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4) zur Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, 

5) zur Feſtſetzung des Tarifs der Bahngelder und der fuͤr den Transport 
von Perſonen oder Sachen zu entrichtenden Saͤtze, 5 

6) ur Uebernahme des Transportbetriebes auf andern Eiſenbahnen fir 
Rechnung der Geſellſchaft und zur Abſchließung Diesfälliger Verträge 
mit andern Eiſenbahngeſellſchaften, > 

7) zu jeder Verwendung, wodurch der Reſervefonds angegriffen oder ver- 
mindert wird. 


§. 29. 

Ein Hauptgeſchaͤft des Verwaltungsraths iſt die Kontrole der Ver⸗ 
waltung. Er kann deshalb jeder Zeit Einſicht in die Buͤcher, Akten und 
Korreſpondenzen des Direktorii und Auskunft resp. Nachweiſung uͤber jeden 
Verwaltungsgegenſtand verlangen. 


H. 30. 


Der Verwaltungsrath wird zur beſtaͤndigen Kontrolirung und Reviſion 
der Buͤcher des Direftorii einen beſondern, angemeſſen remunerirten Reviſor 
beſtellen, welcher zugleich feine Buͤreaugeſchaͤfte beſorgen und in den Konferenzen 
das Protokoll fuͤhren muß. 


$. 31. 


Die Jahresberechnungen des Direktor werden vom Verwaltungsrathe 
geprüft, monirt und nach Erledigung der Erinnerungen dechargirt. Entſtehen dabei 
Differenzen zwiſchen ihm und dem Direktorio, ſo ſind dieſelben der naͤchſten 
Generalverſammlung zur Beſchlußnahme vorzulegen. 9 gegen 
die Mitglieder des Direktor koͤnnen jedoch nur im gewd nlichen Rechtswege. 
geltend gemacht werden. 


$. 32. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich, fo oft er vom Vorſitzenden oder 
im Behinderungsfalle von deſſen Stellvertreter einberufen wird. Dies muß 
allemal geſchehen, wenn mindeſtens 3 Mitglieder darauf antragen. 

Die Mitglieder des Direktorü ſind berechtigt, an allen Sitzungen des 
Verwaltungsraths und an den Berathungen deſſelben, ohne Ausuͤbung eines 
Stimmrechts, Theil zu nehmen, ſie muͤſſen jedoch abtreten, ſobald es zur Bes 
rathung und Abſtimmung tiber Gegenſtände kommt, welche fie perſönlich be⸗ 
treffen. Auch ſteht es dem Vorſitzenden des Verwaltungsraths frei, ausnahms⸗ 
weiſe Sitzungen auszuſchreiben, zu welchen er die Direktionsmitglieder nicht 
einladet; — ferner muͤſſen, auf Verlangen dreier Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
Raths, die Direktionsmitglieder die Sitzung verlaſſen. 


§. 33. 


Der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter ladet die Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsraths und Direktor zu den Verſammlungen ein und bezeichnet 
dabei die zur Berathung beſtimmten wichtigeren Gegenſtaͤnde. 

(Fr. 2730.) 46 * Wer 
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Wer zu erſcheinen behindert iſt, muß den Vorſitzenden davon benachrich⸗ 
tigen, damit dieſer zeitig den zunaͤchſt berechtigten Stellvertreter einladen kann. 

Saͤmmtliche Stellvertreter ſind uͤberdies berechtigt, den Sitzungen des 
Verwaltungsraths beizuwohnen, um Kenntniß von den laufenden Geſchaͤften 
zu nehmen, und im Falle ein Mitglied des Verwaltungsraths ſein Ausbleiben 
nicht ſo zeitig angezeigt hat, daß der nächfiberechtigte Stellvertreter ſchriftlich 
einberufen werden konnte, iſt der von den anweſenden Stellvertretern zunaͤchſt 
zur Stellvertretung berechtigte bei den ungen zuzuziehen. 

4. 


Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsraths ſind nur dann guͤltig, wenn min⸗ 
deſtens ſechs ſtimmberechtigte Mitglieder, mit Einſchluß des Vorſitzenden oder 
deſſen Stellvertreters, anweſend waren. 


H. 5. 

Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsraths werden durch abſolute Stimmen— 
mehrheit der Anweſenden gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. 

Auch haͤngt das bei der Abſtimmung zu beachtende Verfahren von 
deſſen Ermeſſen ab. 


$. 36. 
a Ueber die Verhandlungen und Beſchluͤſe des Verwaltungsraths wird 
jedesmal ſofort in der Verſammlung, oder unmittelbar nach Beendigung der⸗ 
ſelben ein Protokoll aufgenommen, vor Entlaſſung der Mitglieder verleſen und 
von dem Vorſitzenden und mindeſtens 3 andern Mitgliedern unterſchrieben. 


C. Direktorium. 


$. 37. 

Das Direktorium beſteht aus fuͤnf Mitgliedern, welche von der erſten 
Generalverſammlung der Aktionaire fuͤr die Dauer der Bauzeit erwaͤhlt ſind. 

In der naͤchſten regelmaͤßigen Generalverſammlung nach eröffnetem Be— 
triebe der ganzen Bahn wird ein neues Direktorium von fuͤnf Perſonen auf 
drei Jahre und ſo ferner von drei zu drei Jahren gewaͤhlt. 

Fuͤr Verhinderungsfaͤlle beſtimmt der Verwaltungsrath aus ſeiner Mitte 
Stellvertreter, welche dadurch ihr Stimmrecht im Verwaltungsrathe nur in 
ſofern verlieren, als es ſich um Beſchluͤſſe handelt, an welchen ſie im Direkto— 
rio Theil genommen haben. 


§. 38. 

Die Mitglieder des Verwaltungsraths und des Direktorii wählen jähr: 
lich gemeinſchaftlich den Vorſitzenden des Direktorii und deſſen Stellvertreter 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. a 

en.) 

Das Direktorium ift die ausführende Behörde der Geſellſchaft. Es ift 
als ſolche berufen, alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, nach Maaßgabe des 
Statuts zu verwalten. Insbeſondere hat es die derſelben gehörigen Gelder 
einzunehmen, aufzubewahren und daruͤber zum Beſten der Geſellſchaft zu ver⸗ 
fuͤgen. Es hat die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes erforderlichen 
Grundſtuͤcke im Namen der Geſellſchaft zu erwerben und fuͤr die nt 

er 
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der Eiſenbahn nach dem vom Verwaltungsrathe genehmigten Plane, ſowie fuͤr 
die Errichtung, Anſchaffung und Unterhaltung aller dazu nöthigen Gebaͤude, 
Utenſilien und Werkſtaͤtten, ingleichen fuͤr den Transportbetrieb auf der Bahn 
zu ſorgen. 


$. 40. ö 5 

Nach Außen wird die Geſellſchaft durch das Direktorium vertreten. Es 
hat daher alle Verhandlungen mit Behörden zu beſorgen und iſt befugt, im 
Namen der Geſellſchaft Vertraͤge jeder Art, insbeſondere auch Vergleiche mit 
dritten Perſonen abzuſchließen, Nechte der Geſellſchaft zu zediren, darauf Ver⸗ 
zicht zu leiſten, Quittungen oder Loͤſchungskonſenſe zu ertheilen, Prozeſſe zu 
fuͤhren, die Entſcheidung von Streitigkeiten ſchiedsrichterlichen Ausſpruͤchen zu 
unterwerfen, Eide zu erlaſſen, fuͤr geſchworen anzunehmen oder Namens der 
Geſellſchaft zu leiſten und die Ausfuͤhrung dieſer Befugniſſe anderen Perſonen 
zu uͤbertragen. Alles, was das Direktorium auf eine an ſich rechtsguͤltige 
Weiſe mit dritten Perſonen Namens der Geſellſchaft verhandelt, iſt fuͤr dieſelbe 
verbindlich. Den Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm ſtatuten— 
maͤßig zuſtehenden Befugniſſen handle, iſt daſſelbe gegen dritte Perſonen und 
Behoͤrden zu fuͤhren niemals verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch ſeine Hand— 
lungen die Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt, ſo daß es nicht darauf an⸗ 
3 welche Beſchraͤnkungen ihm durch das Statut oder ſonſt geftellt fein 
moͤchten. 

Seine Legitimation vor Gerichten und anderen Behoͤrden fuͤhrt das Di— 
rektorium durch ein auf Grund der Wahlverhandlungen der Generalverſamm⸗ 
lung und des Verwaltungsraths auszuſtellendes Atteſt des fuͤr die Eiſenbahn 
zu beſtellenden Königlichen Kommiſſarius. 

Saͤmmtliche Wahlen von Mitgliedern des Direftorii und des Verwal: 
tungsraths ſind durch die Allgemeine Preußiſche und die Koͤlniſche Zeitung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. & 


In allen diefen Angelegenheiten handelt es, der Regel nach, frei und 
felbftftandig und hat lediglich feiner beiten Ueberzeugung zu folgen. Nur in 
den Fällen, in denen die Entſcheidung, nach ausdruͤcklicher Beſtimmung des 
Statuts, der Generalverſammlung oder dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt, 
muß das Direktorium die Beſchlüßnahme, derſelben einholen. 

42 


Die Konferenzen des Direftorii werden von dem Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreter geleitet. In Behinderungsfaͤllen wird dieſe Funktion von dem 
Vorſitzenden interimiſtiſch einem 1 uͤbertragen. 

Das Direktorium kann nur dann gültige Beſchluͤſſe faſſen, wenn minde⸗ 
ſtens drei Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmen⸗ 
mehrheit gefaßt. Im Falle einer Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Borſitzenden. — 


Der Vorſitzende iſt befugt, Beſchluſſe des Direktorü, die er nicht für 
zweckmäßig haͤlt, auf ſeine Verantwortlichkeit zu ſuspendiren. Er muß 25 
(Nr. 2720.) alle 
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= ſolche Falle unverzüglich dem Verwaltungsrathe zur Entſcheidung vor: 
egen. 


$. 45. 

Der Vorſitzende iſt befugt, diejenigen Sachen, die nach feinem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen zweifellos ſind und deshalb eines kollegialiſchen Beſchluſſes 
nicht beduͤrfen, allein und ohne Zuziehung der uͤbrigen Direktoren zu erledigen 
oder, durch die Geſellſchaftsbeamten erledigen zu laſſen. 

Daſſelbe gilt von allen Sachen, die ohne Nachtheil für die Verwaltung 
nicht bis zu einer Zuſammenkunft des Direktorii aufgeſchoben werden duͤr⸗ 
fen. In Faͤllen der letzteren Art iſt jedoch das Direktorium nachtraͤglich von 
der getroffenen Verfuͤgung in Kenntniß zu ſetzen, und kann es dieſelbe ſodann 
abaͤndern. ei 


Alle Erlaſſe und Ausfertigungen des Direktorii werden von dem Vor: 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 


Die Direktoren find der Geſellſchaft nur fir ſolche Beſchluͤſſe und Hand⸗ 
lungen, welche dem Statut zuwiderlaufen, ſowie außerdem fuͤr boͤſen Willen 
oder grobe Nachlaͤſſigkeit verantwortlich. In einem ſolchen Falle haften alle 
Direktoren, die an dem Beſchluſſe oder der Handlung Theil genommen und 
nicht ihren Widerſpruch ausdruͤcklich ſchriftlich erklärt haben, ſolidariſch. Fuͤr 
eigenmaͤchtige Handlungen eines r haftet dieſer allein. 


Die Mitglieder des Direktorii erhalten ihren laufenden Geſchaͤften an⸗ 

emeſſene Remunerationen, welche der Verwaltungsrath zu beſtimmen und 

jährlich einer Reviſion zu unterwerfen hat, wenn ſie nicht ausdruͤcklich auf laͤn⸗ 
gere Zeit feſtgeſetzt find. 8 


Das Direktorium hat die zur Ausfuͤhrung ſeiner Beſchluͤſſe erforderlichen 
Geſellſchaftsbeamten nach Maaßgabe und innerhalb der Graͤnzen des vom 
Verwaltungsrathe feſtgeſetzten Etats anzuſtellen, mit Inſtruktionen zu verſehen 
und dem Befinden nach wieder zu entlaſſen, ſoweit dabei nicht die Konkurrenz 
des Verwaltungsraths, nach $. 28., er en 

0 


Außer den fuͤnf Direktionsmitgliedern, welche die Generalverſammlung 
der Aktionaire zu waͤhlen hat, kann der Verwaltungsrath hoͤhere Geſellſchafts⸗ 
Beamten fuͤr die Dauer ihrer Dienſtzeit Sitz und Stimme im Direktorio ein⸗ 
raͤumen, ſofern ſich damit das von den Aktionairen gewählte Direktorium ein⸗ 
verſtanden erklaͤrt. Dieſe Direktionsmitglieder treten in alle ſtatutenmaͤßige 
Rechte und Verpflichtungen der uͤbrigen Mitglieder. N 

Soweit ſolche eintreten, bedarf es der Beſtimmung von Stellvertretern 
der fünf gewählten Direktionsmitglieder von Seiten des Verwaltungsraths 
nicht, auch ruͤcken ſie in etwa eintretende Vakanzen ein und die Generalver⸗ 
ſammlung hat an die Stelle der ausſcheidenden Direktoren nur alsdann andere 
Perſonen zu waͤhlen, wenn die Zahl der ſaͤmmtlichen Direktionsmitglieder nicht 
mehr fuͤnf betraͤgt. — 

o 
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Soll einem höhern Geſellſchaftsbeamten auf dieſe Weiſe der Sitz im Di⸗ 
rektorio auf * als drei Jahre eingeräumt werden, fo gehört dazu die 
Beſtaͤtigung von Seiten der naͤchſten Generalverſammlung. — Das Direktorium 
iſt befugt, höhere Geſellſchaftsbeamte regelmaͤßig an ſeinen Sitzungen Theil 
nehmen zu laſſen, ohne ihnen eine entſcheidende Stimme einzuraͤumen. 

Der etwaige Syndikus der Geſellſchaft iſt befugt, und verpflichtet, den 
Sitzungen des Direftorit beizuwohnen, jo oft es ihm möglich iſt. 


Dritter Abſchnitt. 


Allgemeine e 
1. 


Die Geſellſchaft unterwirft ſich den in dem Staatsvertrage vom 20. 
Dezember 1841. (Geſetzſammlung pro 1844. S. 438.) enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen. 

Der Königlichen Staatsregierung ſteht die Genehmigung der Fahrplaͤne 
und Tarife, ſowie ihre Ae 0 

5 


Alle an die Aktionaire, an unbekannte Eigenthuͤmer einzelner Aktien oder 
an andere unbekannte Intereſſenten gerichtete Einladungen oder Bekanntmachun⸗ 
gel in Angelegenheiten der Geſellſchaft werden in drei in Berlin erſcheinende 
eitungen, namlich in die Allgemeine Preußiſche, die Haude⸗Spenerſche und 
die Voſſiſche Zeitung, ferner in die zu Köln herausgegebene Kölnische Zeitung, 
ſo wie in das Paderborner Wochenblatt und in den Anzeiger des Mindener 
Regierungs⸗Amtsblatts eingeruͤckt. Iſt dieſes geſchehen, fo kann ſich Niemand 
mit der Ausflucht ſchuͤtzen, daß ihm der Inhalt des Erlaſſes nicht bekannt 
geworden ſei. 
$. 53. 

Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer eigends dazu beru— 
fenen Generalverſammlung der Aktionaire beſchloſſen werden. 

Wird die Auflöfung der Geſellſchaft auf dieſe Weiſe, unter Genehmi⸗ 
gung des Staats, beſchloſſen, ſo hat das Direktorium, in Uebereinſtimmung 
mit dem Verwaltungsrathe und unter Befolgung der K. 28. des Geſetzes vom 
9. November 1843. (Geſetzſammlung pag. 143.) ertheilten Vorſchriften, das 
geſammte Eigenthum der Geſellſchaft moͤglichſt vortheilhaft zu veraͤußern, und 
den Erlös, nach Abzug aller vorher gehörig feſtzuſtellenden und zu bezahlenden 
Schulden, auf ſaͤmmtliche Aktien gleichmäßig zu vertheilen. 

Paderborn, den 22. Februar 1846. 

(Unterſchriften.) 


{m —v— 
(Nr. 2731.) Nachtrags-Verordnung zu dem Feuerſozietaͤts-Reglement der Städte Alt⸗ 
5 pommerns vom 23. Februar 1840. D. d. den 10. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. | 

verordnen wegen Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen des Re⸗ 
glements fuͤr die Feuerſozietaͤt der Städte Altpommerns vom 23. Februar 
1840., nach Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde von Altpommern, was folgt: 
(Nr. 2730—2731.) Zu 
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Zu H. 14. 

Gebäude, welche ganz neu errichtet werden, fo wie auch ſolche Gebäude, 
welche bisher ſchon bei der Provinzialſozietaͤt verſichert waren, durch An⸗ oder 
Ausbau in ihrem Taxwerthe aber erhöht werden, koͤnnen zu jeder Zeit zur 
Verſicherung, resp. Erhoͤhung ihrer Verſicherung angenommen werden. 

Die rechtliche Wirkung der Verſicherung beginnt in dieſen Faͤllen mit 
der Anfangsſtunde Mitternacht 12 Uhr des Tages, der auf denjenigen folgt, 
an welchem der Verſicherungsantrag bei der Feuerſozietäts⸗Direktion präſentirt 
wird, jedoch mit Vorbehalt der Erinnerungen gegen die Höhe der Ver⸗ 
ſicherungsſumme, oder in Betreff ſolcher Mängel des Antrages, welche eine 
gaͤnzliche oder theilweiſe Zuruͤckweiſung deſſelben, oder die Unguͤltigkeit des Ver⸗ 
ſcherun svertrages zu begruͤnden geeignet ſind. 

Die Beitraͤge werden fuͤr das Halbjahr, innerhalb deſſen die Wirkung 
des Vertrages beginnt, voll bezahlt. 

In Betreff aller ſonſtigen verſicherungsfaͤhigen Gebäude bewendet es bei 
den bisherigen halbjährlichen Eintrittsterminen. 

Der Austritt aus der Sozietaͤt oder Herunterſetzungen der Verſicherungs⸗ 
ſumme finden ebenfalls nur in 9775 vorſtehend en halbjaͤhrigen Terminen Statt. 

uſatz zu $. 18. 
f Die gehenden Werke der Wide und Waſſermuͤhlen werden nicht als 
ein von der Abſchaͤtzung ausgeſchloſſener Gegenſtand betrachtet, vielmehr iſt 
es zulaͤſſig, die Verſicherung auf 1 een gedachten Werke mit auszudehnen. 
Zuſatz zu $. 25. 

Zur Vermeidung von Bruchpfennigen werden von jedem Hundert der 
Verſicherungsſumme nur volle Pfennige ausgeſchrieben. Das dadurch ent- 
ftehende Mehr oder Weniger gegen den Bedarf, wird bei der naͤchſtfolgenden 
Aus ſchreibung von Beiträgen ausgeglichen. 

Zuſatz zu $. 35. 
Der 2te Satz des F. 55. wird aufgehoben und ſtatt deſſen beſtimmt: 
Zum Nachweiſe der erfolgten Wiederherſtellung ſind 
a) bei gänzlich abgebrannten Gebäuden Atteſte der iſtrikts-Baubeamten, 
b) bei kheilweiſe beſchaͤdigten Gebaͤuden, fo wie auch 
c) in Bezug auf die wiederbeſchafften oder wiederhergeſtellten Löfchgeräth- 
ſchaften, Atteſte der Abſchaͤtzungskommiſſion (Orts-Baudeputation) ein⸗ 
zuholen und von der Ortsbehoͤrde der Feuerſozietaͤts⸗Direktion zum Be⸗ 
lage der Rechnung einzureichen. 
f Zu H. 120. 

Die Vorſchrift des H. 120., wonach die nach H. 118. zu gewaͤhrenden 
Verguͤtungen nicht aus dem Beſtande der Sozietaͤt genommen, ſondern erſt 
dann gezahlt werden ſollen, wenn die dafuͤr ausgeſchriebenen Beiträge einges 
gangen find, wird aufgehoben und dagegen beſtimmt, daß dieſel ben ſogleich mit 
den uͤbrigen Schadenverguͤtungen angewieſen und ausgezahlt werden ſollen. 
o geſchehen Sansfouci, den 10. Juli 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bo delſchwingh. 


